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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Der unbefriedigende Verlauf der parlamentarischen Diskussion der Legislaturplanung
des Bundesrates im Sommer 2004 veranlasste die SPK des Nationalrats, konkrete
Änderungen für das zukünftige Vorgehen vorzuschlagen. Es sei nicht zu erwarteten,
dass sich die in ihren Programmen doch sehr stark unterscheidenden, aber zusammen
eine Regierung bildenden Parteien im Parlament auf ein gemeinsames Programm
einigen könnten. Für die Lösung von politischen Problemen seien in der
schweizerischen Konkordanzdemokratie von Thema zu Thema wechselnde Koalitionen
und Mehrheiten erforderlich. Deshalb solle bei der Beschlussfassung über die
Legislaturplanung und -ziele auf eine Gesamtabstimmung verzichtet werden. Da die
Beteiligung des Parlaments an der Politikplanung aber nicht nur von der Verfassung
verlangt, sondern auch von ihm selbst gewünscht werde, soll es weiterhin mit einem
einfachen Bundesbeschluss dazu Stellung nehmen. Diese Stellungnahme dürfe sich
jedoch nicht auf die allgemeine Zielsetzung zu beschränken, sondern müsse auch die
Liste der Richtliniengeschäfte (konkret geplante Gesetzgebungsmassnahmen)
umfassen. Durch eine bessere Strukturierung der Debatte und gewissen restriktiven
Vorgaben (z.B. Einreichung von Fraktionsanträgen vor Beginn der
Kommissionsberatungen) sei zudem die Diskussionszeit im Plenum zu verkürzen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.01.2005
HANS HIRTER

Die Ende 2005 publizierten Vorschläge der SPK des Nationalrats für eine
Neuorganisation der parlamentarischen Behandlung der Legislaturplanung des
Bundesrates kamen im Nationalrat gut an und wurden ohne erwähnenswerte
Änderungen verabschiedet. Der Ständerat stimmte ihnen mit einer Ausnahme ebenfalls
zu. Diese betraf allerdings ein Kernelement der Vorlage, nämlich die Neuerung, dass bei
einer Nichteinigung der beiden Räte über eine Einzelbestimmung nicht das ganze
Paket, sondern nur diese umstrittene Bestimmung wegfällt. Ein Verzicht auf die
disziplinierende Wirkung der Drohung, dass bei Uneinigkeit in einem Punkt die ganze
Vorlage scheitert, sabotiere nach Ansicht der kleinen Kammer die
Kompromissbereitschaft in beiden Räten. Die Differenzen konnten im Berichtsjahr
noch nicht beigelegt werden. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.2006
HANS HIRTER

Das Parlament konnte die im letzten Jahr entstandenen Differenzen beim Versuch einer
Neuorganisation der parlamentarischen Behandlung der Legislaturplanung des
Bundesrates bereinigen. (Pa. Initiativen 04.438 (Lustenberger (cvp, LU)) und 04.449
(Rey (sp, VS))). Dabei setzte sich der Nationalrat durch, der beschlossen hatte, dass bei
einer Nichteinigung der beiden Räte über eine Einzelbestimmung nicht das ganze
Programm, sondern nur diese umstrittene Bestimmung gestrichen wird. Auf Antrag der
kleinen Kammer wurde dann beschlossen, dass die Einigungskommission bereits nach
der ersten Beratungsrunde im Plenum eingesetzt wird. Die Begründung dafür war, dass
beim eben beschlossenen Wegfall eines Einigungzwangs ein mehrstufiges Verfahren für
die Suche nach einem Kompromiss gar nicht erforderlich ist. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.06.2007
HANS HIRTER

1) BBl, 2006, S. 1837 ff. (pa. Iv. 04.438 und 04.449) sowie 1857 ff.
2) AB NR, 2006, S. 568 ff.; AB SR, 2006, S. 1157 ff.
3) AB NR, 2007, S. 623 ff., 927 und 1159; AB SR, 2007, S. 396 f. und 658; BBl, 2007, S. 4535 ff.
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